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BUNDESRATSGESCHAFT
DATUM: 24.09.2016
KARIN FRICK

Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung
Aussere Sicherheit

Lange bevor der Bundesrat Mitte Juni 2016 mit seiner Medienkonferenz den
Abstimmungskampf zum Nachrichtendienstgesetz offiziell er6ffnete, wurde das Thema
breit in der Offentlichkeit diskutiert. Anlass dazu boten etwa die Terroranschlage in
Brussel vom 22. Marz 2016, in deren Nachgang burgerliche Sicherheitspolitikerinnen
und -politiker den Bundesrat dazu aufforderten, dem Nachrichtendienst per
dringlichem Bundesbeschluss schleunigst zu den notwendigen Kompetenzen zu
verhelfen. Man kénne nicht warten, bis das neue NDG nach der
Referendumsabstimmung vom September in Kraft treten kdnne; die jungsten Anschlage
hatten gezeigt, «dass die Bedrohung durch Terrorismus real ist», erklarte die
Présidentin der SiK-NR, Ida Glanzmann-Hunkeler (cvp, LU), gegenlber der NZZ. In
Zeiten wie diesen sei es «unsinnig», dass der NDB in seiner Arbeit behindert werde,
zitierte die «Tribune de Genéve» dazu SiK-SR-Président Isidor Baumann (cvp, UR). Der
NDB sei momentan «blind und taub», mahnte der Genfer Sicherheitsdirektor Pierre
Maudet (GE, fdp) an gleicher Stelle. Obschon die Forderung unerfillt verhallte, lagen die
Hauptargumente flur das neue Nachrichtendienstgesetz damit schon einmal auf dem
Tisch.

Dass ein grosser Teil der Schweizer Bevolkerung ahnlich dachte, zeigte die im Mai
verdffentlichte Studie «Sicherheit 2016» der ETH Zurich. Darin schéatzten rund drei
Viertel der Befragten die weltpolitische Lage (eher) pessimistisch ein, wobei die
Erhebungen bereits im Januar und damit vor den Terrorattacken in Brussel
stattgefunden hatten. Damit einher gingen ein gegentuber dem Vorjahr gestiegenes
subjektives Unsicherheitsempfinden sowie die klare Unterstitzung von Massnahmen
zur Wahrung der inneren Sicherheit wie Datensammlungen Uber verdachtige Personen,
Armeeeinsatze zur Sicherstellung von Ruhe und Ordnung, die Aufstockung der
Polizeikorps, VideolUberwachung im 6ffentlichen Raum oder vorsorgliche Verhaftungen.
Von einer gewissen Ambivalenz zeugten die Antworten zum Verhéltnis von Freiheit und
Sicherheit: 55 Prozent der Befragten waren der Meinung, dass der Staat die Sicherheit
der Bevolkerung auch auf Kosten der persdnlichen Freiheit garantieren solle,
gleichzeitig wirden sich aber ebenfalls 55 Prozent fir Freiheit statt Sicherheit
entscheiden, wenn sie gezwungen waren, eins der beiden zu wéhlen. Zwei Drittel
beflirworteten aber die Terrorismusbekampfung auch unter Einschrankung der
personlichen Freiheit - ein Ergebnis, das «Wasser auf die Mihlen der Beflrworter» des
neuen NDG sei, wie das St. Galler Tagblatt resimierte.

Weiteren Impetus fand die Befurworterseite in der Tatsache, dass sich offenbar auch
der IZRS an der Unterschriftensammlung gegen das NDG beteiligt hatte, wie die
Luzerner Zeitung Mitte Juni bekannt machte. Die umstrittene islamische Organisation
sehe im NDG ein «Vehikel gegen Muslime», in dessen Fokus «je nach politischem
Klima» auch andere Gruppen geraten kénnten, weshalb Mediensprecher Qaasim Illi zur
Unterschrift gegen das NDG aufgerufen habe. Im Einsatz fir das NDG sah man sich
dadurch bestéatigt, denn es sei «bezeichnend», dass «ein Verein wie der IZRS, der
selber im Fokus des NDB stehen kénnte», gegen das Gesetz mobil mache, zitierte die
Zeitung Ida Glanzmann-Hunkeler. Sogar Bundesrat Guy Parmelin sollte den Widerstand
des IZRS einige Tage spater vor den Medien lakonisch als «beste Werbung flr das
Gesetz» bezeichnen. Die Gegenseite distanzierte sich derweil von «diesen
Extremisten», wie SP-Sprecher Michael Sorg betonte; man sei nicht verbindet und
stehe in keinerlei Kontakt. Aus dem Abstimmungskampf wollte sich der IZRS denn auch
heraushalten, wie er Uber eine Sprecherin verlauten liess.

Auf der Pro-Seite stand neben dem Bundesrat ein Uberparteiliches Ja-Komitee, das
Parlamentarierinnen und Parlamentarier aller grosseren Parteien ausser den Gruinen
vereinte. Im Laufe der Kampagne sprachen sich zudem die Ost- und Westschweizer
Konferenzen der Justiz- und Polizeidirektorinnen und -direktoren sowie die
Regierungsrate der Kantone Zirich und Schaffhausen fir das NDG aus. Das
Hauptargument fir das neue Gesetz war, dass die Mittel des schweizerischen
Nachrichtendienstes an die aktuelle Bedrohungslage angepasst werden mussten, denn
mit seinen heutigen Instrumenten kdnne er die Schweiz nicht ausreichend vor den sich
standig verandernden und komplexer werdenden Gefahren schutzen. Der NDB sei
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schlicht «uUberholt», konstatierte FDP-Nationalratin Corina Eichenberger (fdp, AG)
gegenuber der Presse. Klar konne das Risiko nicht vollstdndig eliminiert werden, aber es
seien schon viele Attentate dank Uberwachung verhindert worden, pries SVP-
Ratskollege Raymond Clottu (svp, NE) die neuen Uberwachungsméglichkeiten an. Als die
Ziele des NDG nannte Verteidigungsminister Guy Parmelin einerseits die praventive
Uberwachung der «gefahrlichsten Individuen» (NZZ) sowie andererseits die
Erschwerung von Cyberangriffen und -spionage, wie im Fall der Ruag, der Anfang 2016
aufgedeckt worden war. Als weiteren Vorzug des neuen Gesetzes hob NDB-Chef Markus
Seiler die Vereinfachung der internationalen  Zusammenarbeit in der
Terrorismusbekampfung hervor. Gleichzeitig warnte er vor einer Schwachung der
internationalen Stellung der Schweiz, sollte das Gesetz abgelehnt werden, denn je
weniger eigene nachrichtendienstliche Erkenntnisse die Schweiz habe, umso grésser
sei die Gefahr, von auslandischen Geheimdiensten instrumentalisiert zu werden. Es sei
aber mitnichten die Absicht des neuen Gesetzes, alle Blrgerinnen und Blrger zu
Uberwachen und selbstverstandlich misse Missbrauch verhindert werden, betonte
Bundesrat  Parmelin  weiter. Auch das Komitee erklarte, umfassende
Kontrolimechanismen und eine gut ausgebaute Aufsicht Uber den Nachrichtendienst
verhinderten, dass ein Uberwachungsstaat geschaffen werde. Die Befiirworterinnen
und BeflUrworter wurden nicht mide zu betonen, dass das NDG das Gleichgewicht
zwischen individueller Freiheit und Sicherheit wahre und letztlich schlicht notwendig
sei - oder mit den Worten von SP-Nationalratin Rebecca Ruiz (sp, VD) in der «Tribune
de Geneve»: «Wir kénnen nicht bei Windows 95 und Walkie-Talkies bleiben.» Der
Status quo sei eine Reaktion auf den Fichenskandal in den 1990er-Jahren gewesen,
erklarte auch EDOB Adrian Lobsiger gegentiber der Sonntagszeitung. Seither hatten sich
die Welt verandert und die Sicherheitslage verscharft. Auch er bezeichnete das NDG als
«Kompromiss zwischen Freiheit und Sicherheit», liess sich aber nicht auf eine explizite
Abstimmungsempfehlung hinaus. Zum frihen Zeitpunkt des offiziellen Kampagnenstarts
Mitte Juni sagte Bundesrat Parmelin, er wolle eine «padagogische»
Abstimmungskampagne fihren, um der Bevoélkerung angesichts des heiklen und
komplexen Themas genau zu erkléren, was die Neuerungen seien und warum sie notig
seien.

Die Kontra-Seite bestand hauptséchlich aus dem Referendumskomitee «BlUndnis gegen
den Schniuffelstaat», das von den Grunen, der SP, den Juso, der Piratenpartei, der
Gewerkschaft Syndicom, der Digitalen Gesellschaft, dem Verein Grundrechte.ch sowie
dem Chaos Computer Club unterstitzt wurde. Ein blrgerlich gepragtes Gegenkomitee
um die burgerlichen Jungparteien, kritische Parlamentarierinnen und Parlamentarier
von SVP bis GLP sowie die Operation Libero, das liberale Argumente gegen das NDG
anflihren wollte, zerbrach hingegen, bevor es sich formieren konnte. Man habe das NDG
gleichzeitig mit dem BUPF bekdmpfen wollen, aber mit dem Scheitern des BUPF-
Referendums sei die Gruppe auseinandergefallen, schilderte der Koordinator und
stellvertretende SGV-Direktor Henrique Schneider dem St. Galler Tagblatt. So
dominierten denn auch die von links gedusserten Bedenken das Argumentarium der
Gegnerschaft. Weil es dem NDB erlaube, auf Basis blosser Vermutungen zu agieren,
gehe das neue Nachrichtendienstgesetz zu weit, so das Hauptargument des Nein-
Lagers. Juso-Prasidentin Tamara Funiciello nannte das NDG einen «Schritt Richtung
Massenlberwachung». Mit dem Gesetz wurden alle Birgerinnen und Blrger zu
Verdachtigen gemacht, sodass der NDB letztlich jeden zum potenziellen Terroristen
«emporstilisieren» kdnne, kritisierte der Prasident des Vereins Grundrechte.ch, Viktor
Gyorffy. Das von der Beflrworterseite propagierte Gleichgewicht zwischen individueller
Freiheit und Sicherheit konnte die Gegnerschaft nirgends erkennen. Mit der Starkung
des Nachrichtendienstes kreiere man nur eine «lllusion von Sicherheit», bemangelte
der Grine Nationalrat Balthasar Glattli (gp, ZH). Die Attentater von Paris und Brissel
seien sehr wohl nachrichtendienstlich oder polizeilich bekannt gewesen, aber
nichtsdestotrotz héatten die Anschlége nicht verhindert werden kdénnen. Dass eine
parlamentarische oder juristische Kontrolle die Aktivitdten des NDB und damit die
Eingriffe in die Grundrechte wirklich begrenzen kénne, sei ebenfalls «illusorisch», so
Gyorffy weiter. Glattli sah das Gesetz ausserdem - sowohl aufgrund der
Zusammenarbeit mit auslandischen Nachrichtendiensten als auch wegen der
Méglichkeit zum Eindringen in auslandische Computersysteme - als Gefahr fur die
Neutralitat der Schweiz. Zudem missbilligte die Gegnerschaft, dass der Staat durch den
Kauf von Trojanern den Schwarzmarkt fur Sicherheitslicken und das organisierte
Verbrechen férdere.

Insgesamt verlief die &ffentliche Debatte Uber lange Zeit unaufgeregt und angesichts
der Tragweite des Themas eher sparlich. Erst rund drei Wochen vor dem
Abstimmungssonntag, im Anschluss an die SRF-«Arena» zum NDG, gewann sie «doch
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noch etwas an Temperatur», wie der Tages-Anzeiger kommentierte. Dabei stand das
Instrument der Kabelaufklarung im Fokus, in der die Gegenseite nichts anderes als die
verdachtsunabhangige MassenlUberwachung erkannte. Die Beteuerung, es werde nur
der grenziberschreitende, nicht aber der inldndische Internetverkehr Uberwacht, sei
bedeutungslos, da etwa sehr viele E-Mails Uber auslandische Server verschickt wirden,
auch wenn sich Sender und Empfanger in der Schweiz befanden. Ein viel genanntes
Argument gegen diese Art der Uberwachung war die Suche nach der sprichwértlichen
Nadel im Heuhaufen, die eben nicht einfacher werde, wenn man den Heuhaufen
vergrossere. NDG-Fursprecherin Corina Eichenberger hielt dem in der «Tribune de
Genéve» entgegen, man werde im Internetverkehr schon nach sehr eng definierten
Schlagworten suchen, und nicht einfach nach «lslam» oder «Bombe». Ausserdem
fhrte die Pro-Seite an, der NDB verflige gar nicht Uber genug Ressourcen fur eine
solche Massenuberwachung. Der Bundesrat sprach bis zuletzt von rund zehn Féllen pro
Jahr, in denen bewilligungspflichtige Beschaffungsmassnahmen eingesetzt wirden, wie
er auch schon dem Parlament erklart hatte. In den Medien wurde diese Zahl jedoch in
Zweifel gezogen, da sich seit den parlamentarischen Beratungen die Bedrohungslage
durch vermehrte Anschlége in Europa - die bisher folgenschwersten in Paris und
Brissel - und die zunehmende Anzahl Dschihad-Reisender aus der Schweiz verscharft
habe. Wéhrend das VBS die Zahl als Durchschnittswert, der mit der Bedrohungslage
variieren kénne, verteidigte, sprach Ida Glanzmann-Hunkeler eher von 20 bis 25 Fallen
pro Jahr, wobei diese Schatzung nicht statistisch extrapoliert, sondern «mehr ein
Geflihl» sei, wie sie gegenuber dem Tages-Anzeiger erklarte. NDG-Gegner Balthasar
Glattli sah in diesem Zahlenwirrwarr geméss St. Galler Tagblatt ein Indiz daflir, dass «die
staatlichen Schnuffler wesentlich hungriger» seien, als sie es «vor der Abstimmung
zugeben» wollten. Wie der Tages-Anzeiger feststellte, wurde der Abstimmungskampf
gegen Ende zum «Streit der Begrifflichkeiten», der sich vor allem um die Definition von
Massenlberwachung drehte. Es sei die Antwort auf die von Beat Flach (glp, AG) in der
«Arena» gestellte Frage, ob es wirklich so furchtbar sei, dass in Zukunft alles zuerst
durch den Filter des NDB gehe, die Beflrworter und Gegner des NDG trenne,
konstatierte dieselbe Zeitung.

Die ab Mitte August durchgeflihrten Umfragen zeigten schon von Anfang an eine breite
Unterstlitzung von knapp 60 Prozent fur das NDG, die bis zur letzten Umfragewelle
Mitte September ungeféahr konstant blieb. Als wichtigste Argumente identifizierten die
Befragungen die Beflirchtung méglichen Missbrauchs neuer Technologien auf der Pro-
sowie den mangelhaften Schutz der Privatsphare auf der Kontra-Seite. Bei den
blrgerlichen Parteien wollte die Mehrheit der Basis Ja stimmen, wéhrend die
Anhéngerschaft der linken Parteien mehrheitlich ein Nein einlegen wollte. Damit hatte
das NDG gute Voraussetzungen, das Referendum ungeféhrdet zu passieren. '

Grundrechte

Frischen Wind in die gesellschaftliche Debatte ums nationale Verhillungsverbot
brachte die grossmehrheitliche Zustimmung des St. Galler Stimmvolks zu einem
Verhullungsverbot auf kantonaler Ebene im September 2018. Damit war St. Gallen nach
dem Tessin der zweite Kanton, in dem die Gesichtsverhiillung in der Offentlichkeit
verboten wurde. Der Prasident des Initiativkomitees der nationalen Volksinitiative «Ja
zum Verhullungsverbot», der Solothurner SVP-Nationalrat Walter Wobmann, deutete
die St. Galler Entscheidung als ein positives Zeichen flr die bevorstehende Abstimmung
Uber das schweizweite Verhullungsverbot. Bundesprasident Berset gab demgegenlber
in der Presse zu Protokoll, man nehme das Resultat auf Kantonsebene zur Kenntnis,
aber auf nationaler Ebene sei die Debatte eine andere - dies wohl, weil die St. Galler
Bestimmung die Gesichtsverhillung nur dann verbietet, wenn von ihr eine Gefédhrdung
fir die 6ffentliche Sicherheit ausgeht.

Im Zuge der gleichzeitig laufenden Vernehmlassung zum Bundesgesetz liber das
Gesichtsverhiillungsverbot, das vom Bundesrat als indirekter Gegenvorschlag zur
Volksinitiative aus der Taufe gehoben worden war, taten im Herbst 2018 zahlreiche
Akteure ihre Ansichten zur Burkafrage in den Medien kund. Unter den Parteien lehnten
neben der SVP - ihres Erachtens nehme der bundesratliche Gegenvorschlag das
Anliegen der Initiative nicht ernst - auch die Grinen den indirekten Gegenvorschlag ab.
Sie betrachteten den Gegenvorschlag als unverhaltnisméassig und unnitz, da Nétigung
ohnehin bereits verboten sei und der Gegenvorschlag genauso wenig zu den Rechten
und zur Gleichberechtigung muslimischer Frauen beitrage wie die Initiative; letztlich
schirten beide Vorurteile gegen die muslimische Bevolkerung. Auf der anderen Seite
begrisste die GLP den Vorschlag des Bundesrates vorbehaltlos. Die CVP und die FDP
unterstitzten beide die Stossrichtung des Bundesrates, brachten aber
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entgegengesetzte Vorbehalte zum Ausdruck. Wahrend sich die CVP eine weitergehende
Regelung im Sinne eines auf Gesetzesebene verankerten, allgemeinen
Verhullungsverbots winschte, lehnte die FDP ein solches auf nationaler Ebene
kategorisch ab - dies liege in der Kompetenz der Kantone - und zweifelte generell am
Gesetzgebungsbedarf in dieser Frage, da es sich bei der Burka in der Schweiz um eine
marginale Erscheinung handle. Flr gut befand die FDP jedoch die klaren Regeln zum
Behdrdenkontakt. Dieser Teil des bundesratlichen Vorschlags war - neben der
Feststellung, es sei richtig, der Initiative Uberhaupt mit einem indirekten
Gegenvorschlag entgegenzutreten - auch der einzige Punkt, den die SP mehr oder
weniger einhellig unterstitzte. In allem, was dartber hinausging, zeigten sich die
Sozialdemokraten gespalten. Der Waadtlander Nationalrat Pierre-Yves Maillard, der sich
schon zuvor als Burka-Gegner zu erkennen gegeben hatte, fand in seiner Partei rund 40
Mitstreiterinnen und Mitstreiter, die ein Verbot der Burka in der Schweiz
beflrworteten, wenn auch nicht in der Bundesverfassung, sondern auf Gesetzesstufe.
Sein Lausanner Parteikollege Benofit Gaillard bezeichnete die Burka als eine religiose
Praxis, die der Gleichstellung von Mann und Frau, den Menschenrechten und den
Fundamenten der Demokratie zuwiderlaufe. Man durfe nicht ein Jahrhundert des
Kampfes fur die Gleichstellung der Geschlechter der Toleranz gegenlber einer
religiosen Minderheit opfern, denn der Gesichtsschleier beraube die Frauen ihrer
offentlichen Existenz, was nicht mit der Schweizer Blrgerschaft vereinbar sei. Der
bundesratliche Gegenvorschlag tauge demnach gemass Maillard nicht, um den Erfolg
der Initiative zu verhindern. Ebenfalls flir ein Burkaverbot auf Gesetzesstufe sprach sich
die Waadtlander Standeratin Géraldine Savary aus; sie sah den Vorschlag des
Bundesrates als geeigneten Ausgangspunkt fur die entsprechende parlamentarische
Debatte. Mit einer rein parlamentarischen Losung, hoffte sie, kdnnte die Abstimmung
Uber die Volksinitiative verhindert und der Abstimmungskampf vermieden werden, der
die muslimische Bevdlkerung stigmatisieren und die Frauen «als Geiseln nehmen»
werde, wie sie der «Tribune de Genéve» erklérte. Eine andere Ansicht vertrat hingegen
beispielsweise der Genfer Nationalrat Carlo Sommaruga, der den Gegenvorschlag
genlgend Uberzeugend fand, um den zégernden Teil der Wahlerschaft zu gewinnen. Er
erlaube die Bestrafung von Notigung und lasse gleichzeitig den Frauen, die sich aus
freien Stlcken verschleiern wollten, die Wahl; allen unsere Vorstellung von Gleichheit
aufzuzwingen wére hingegen Ausdruck eines «kolonialen Feminismus», wie Sommaruga
von «Le Temps» zitiert wurde.

Von den insgesamt 69 eingegangenen Stellungnahmen qualifizierte der Ergebnisbericht
zur Vernehmlassung rund zwei Drittel, mehrheitlich mit Vorbehalten, als beflrwortend
und ein Drittel als ablehnend. Neben der SVP, den Grunen, der EVP, der EDU, dem
Egerkinger Komitee, der EKR, dem SGB und vier weiteren Organisationen lehnten
sowohl die KKJPD als auch sieben Kantone den bundesratlichen Gegenvorschlag ab.
Ihrer Ansicht nach sollten die Kantone selbst Uber die Frage des Verhullungsverbots
entscheiden kénnen beziehungsweise bringe der Vorschlag des Bundesrates keinen
Mehrwert gegentber dem geltenden Recht. Demgegenlber unterstitzten die Ubrigen
Parteien der Bundesversammlung, 18 Kantone, verschiedene Frauen- und
Menschenrechtsorganisationen sowie u.a. die EKF, die SKG, der schweizerische
Tourismusverband und Hotelleriesuisse den Gegenvorschlag, wobei einige von ihnen
erklarten, dass dieser sogar noch weiter gehen dirfte. Positiv hervorgehoben wurde
von verschiedenen Teilnehmenden, dass der Gegenvorschlag die Autonomie der
Kantone wahre und so auch Rucksicht auf die Tourismusdestinationen nehme, dass er
Probleme gezielt dort 16se, wo sie auftraten, und dass er klare und einfach anwendbare
Regeln enthalte. Der Bezug zur Initiative wurde unterschiedlich beurteilt. Wahrend
einige die Ansicht vertraten, der Gegenvorschlag nehme das Anliegen der Initiative auf
und beseitige deren unangemessene Punkte, sahen andere keine Vergleichbarkeit mit
der |Initiative. Passend zum Tenor der Vernehmlassungsergebnisse resimierte der
Tages-Anzeiger, der Vorschlag des Bundesrates sei «umstritten, aber nicht
chancenlos». ?
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Institutionen und Volksrechte
Parlamentsorganisation

Im September présentierte die NZZ das von Sotomo errechnete Parlamentarierrating
2015. Die ideologische Ausrichtung aller Parlamentsmitglieder wird mit Hilfe paarweiser
Vergleiche aller Parlamentarierinnen und Parlamentarier hinsichtlich ihres
Abstimmungsverhaltens berechnet. Die Skala reicht von -10 (ganz links) bis +10 (ganz
rechts). Die rechte Extremposition wurde im Rating 2015 von Pirmin Schwander (svp, S7)
und Lukas Reimann (svp, SG) besetzt. Am linken Rand fand sich mit einem Wert von -9.5
Christine Hasler (gp, BE).

Am deutlichsten rechts und zwar ohne Uberschneidung mit anderen Fraktionen stand
die SVP, deren Mitglieder zwischen 6.3 (Jean-Pierre Grin, VD) und 10 positioniert
wurden. Die FDP-Mitglieder schwankten zwischen 1.6 (Christa Markwalder, BE) und 4.1
(Hans-Peter Portmann, ZH) und Uberschnitten sich damit sowohl mit der BDP (0.9:
Rosmarie Quadranti, ZH bis 2.1: Urs Gasche, BE) als auch teilweise mit der CVP, bei der
Gerhard Pfister (ZG) und Ruedi Lustenberger (LU) mit dem Wert von 3.0 den rechten
und Jacques Neirynck (VD) mit -1.6 den linken Rand abdeckten. Die beiden EVP-
Vertreterinnen, die der CVP-EVP-Fraktion angehéren, waren dabei pointierter links (-
2.8) als der Rest der CVP-Fraktion. Die GLP-Fraktion zeigte sich ziemlich geschlossen
und links der Mitte. Bei den Grlnliberalen wurden die Extreme von Thomas Béhni (TG,
-1.7) und Martin Baumle (ZH, -1.2) eingenommen. In ihrem Gesamtwert von -8.0
deckungsgleich zeigten sich die Grinen und die SP. Wahrend die Genossinnen und
Genossen Extremwerte zwischen -9.1 (Carlo Sommaruga, GE und Susanne Leutenegger
Oberholzer, BL) und -5.7 (Daniel Jositsch, ZH) einnahmen, fanden sich bei den Griinen
Christine Hasler (-.9.5) und Yvonne Gilli (SG, -6.8) an den Fraktionspolen.

Der Median des gesamten Nationalrats lag bei 0.8; das Parlament politisierte also leicht
rechts der Mitte. Die Studie stellte bei der Analyse der gesamten 49. Legislatur
allerdings im Vergleich mit der 48. Legislatur einen Linksrutsch fest. Insbesondere in
der Verkehrs- und Energiepolitik habe Mitte-Links erfolgreich koaliert.

Erstmals konnte aufgrund der neu eingefliihrten elektronischen Stimmanlage auch der
Sténderat vermessen werden. Insgesamt zeigte sich in der kleinen Kammer eine
wesentlich schwachere Polarisierung als bei der Volksvertretung. Zwar gab es auch im
Stéanderat Extrempositionen - Robert Cramer (gp, GE) mit -9.6 zur Linken und Peter
Fohn (svp, SZ) mit 9.6 zur Rechten -, die Uberwiegende Mehrheit der Standerétinnen
und Standerate fanden sich aber zwischen den Werten -4 bis +5. °

Landesverteidigung

Ausriistung und Beschaffung

Le Conseil des Etats a modifié le projet 1 sur recommandation de sa commission afin
de compenser les 122 millions que coltent les véhicules protégés de transports de
personnes (projet 2) en les soustrayant aux achats de la nouvelle génération de
véhicules (projet 1). Cette compensation vise & maintenir I'équilibre financier des
dépenses annuelles. Il a par contre soutenu les crédits concernant les autres achats.
L'enveloppe ainsi adoptée s’est maintenue a 529 millions de francs comme le demande
le projet initial du gouvernement. Au demeurant, certains sénateurs se sont étonnés de
constater que 90% des achats concernent I'acquisition de poids lourds, de voitures de
livraison, de voitures de tourisme et d’élévateurs. Par ailleurs, la chambre haute a
adopté le projet 2 sans modification. Au Conseil national, les deux projets ont fait
|'objet de propositions de non entrée en matiere qui ont toutefois été largement
rejetées. Le groupe écologiste, en bloc, et une partie du groupe socialiste les ont
soutenues. Le projet 2 a été adopté par 133 contre 35. Lors de la discussion par article
sur le projet 1, la CPS-CN a recommandé a une courte majorité de supprimer les crédits
de 24 millions pour les hélicoptéeres estimant que le DDPS doit respecter le budget qui
avait été alloué lors du programme de 2005. Ensuite, au vu des besoins concernant la
nouvelle génération de véhicules, elle a proposé de supprimer le crédit de 34 millions
pour les voitures de tourisme du projet 1, estimant que ces dernieres ne pourraient pas
étre fournies durant I'année sous revue, et de ne pas compenser les 122 millions liés au
projet 2. Une minorité Allemann (ps, BE) a proposé de réduire globalement I'enveloppe
financiere de 180 millions en supprimant les crédits pour les hélicopteres, en
compensant I"'achat des 70 véhicules supplémentaires et en réduisant de 34 millions le
budget pour la nouvelle génération de véhicules. Une minorité Glanzmann (pdc, LU) a
recommandé d’adopter le projet 1 sans modification afin de garantir la sécurité du pays
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et parce que le député estime qu'une nouvelle flotte de véhicule respecterait mieux les
standards environnementaux. La chambre a suivi sa commission sur les trois aspects
controversés. Elle a supprimé le crédit pour les hélicopteres par 97 voix contre 73, a
renoncé a I'acquisition de véhicules de tourisme par 95 voix contre 76 et a décidé de ne
pas compenser le crédit additionnel induit par le message complémentaire par 116 voix
contre 58. La majorité du PDC et du PLR ont soutenu la minorité Glanzmann sans
succes tandis que la gauche a soutenu la minorité Allemann a I'unanimité. Au vote sur
I'ensemble, le projet 1a été accepté par 117 voix contre 33, issues exclusivement de la
gauche. Les écologistes ont rejeté unanimement le programme, accompagnés en cela
par une moitié du groupe socialiste. L'autre moitié s’est abstenue. *

Die Beschaffung neuer Kampfflugzeuge im Rahmen des Projektes Tiger-Teilersatz war
auch im Berichtsjahr wieder vorherrschendes Thema in der Verteidigungspolitik.
Angesichts der aufzuwendenden CHF 3,126 Mia. war dieses Rulstungsgeschaft auch
eines der grossen Traktanden der gesamten Bundespolitik des Berichtjahrs. Nachdem
2011 der Typenentscheid geféllt wurde und sich der Bundesrat nach einer langwierigen
und nicht reibungslos verlaufenen Evaluation fir den schwedischen Gripen
entschieden hatte, galt es 2012 diesen Entscheid zu verteidigen, die Beschaffung
voranzutreiben sowie die wichtigsten Eckpunkte zu sichern. Nicht nur der
Beschaffungskredit von Uber drei Milliarden Franken musste geplant werden, sondern
auch der Ruckhalt im Parlament gewonnen und die Zusammenarbeit mit dem
Lieferanten Saab und dem Schwedischen Staat koordiniert, respektive mit dem Kauf
einher gehende Kompensationsgeschafte vereinbart. Dass dies keine einfache Aufgabe
fir Verteidigungsminister Maurer war, zeigte nicht nur der Verlauf der Geschichte
dieses  Vorhabens, sondern legten  auch die  Erfahrungen friherer
Kampfjetbeschaffungen nahe, welche aus diversen Grianden jeweils fur viel Unmut auf
allen Ebenen sorgten. Bis ins Spéatjahr hinein sorgte eine intensiv geflhrte, durchaus
kritische mediale Kampagne fir Kontroversen. Dabei wurde immer wieder in Frage
gestellt, ob der Gripen Uberhaupt das richtige Flugzeug sei. Mit denkbar schlechten
Voraussetzungen musste der Verteidigungsminister im Berichtsjahr die Gripen-
Beschaffung im Parlament vertreten. Diese war mit der bundesréatlichen Botschaft zum
Rustungsprogramm 2012 Mitte November 2012 den eidgendssischen Raten beantragt
worden. Fur die Beschaffung von 22 Kampfflugzeugen des Typs Gripen E war ein
Verpflichtungskredit von besagten rund CHF 3Mia. zu beschliessen. Ein
referendumfahiges Gripen-Fondsgesetz sollte die Finanzierung legitimieren und
sicherstellen.

Bevor das Rustungsgeschaft im Parlament besprochen wurde, waren einige
Nebenschauplatze in den Fokus der Offentlichkeit gertickt. Im Januar wurde bekannt,
dass einer der an der Typenevaluation beteiligten Flugversuchsingenieure seine
Arbeitsstelle nach Uber 30 Jahren bei der Luftwaffe verlassen musste. Durch eine
Amtsgeheimnisverletzung fand ein vertrauliches Protokoll der Gripen-Subkommission
den Weg an die Offentlichkeit. Darin festgehaltene, kritische Ausserungen des
Ingenieurs Uber den Gripen gaben den Ausschlag zu seiner Entlassung. Nachdem
bekannt wurde, dass bereits 2012 ein weiterer Flugversuchsingenieur seinen Posten
rdumen musste, wurde von einer Art ,Séuberungsaktion unter Gripen-Kritikern™
berichtet. Eine den Betroffenen auferlegte Schweigepflicht zur Sache war ein
gefundenes Fressen flr die Medien. Beim VBS erbetene Stellungnahmen blieben jedoch
vorerst ebenfalls aus, womit die Angelegenheit einen weiteren Knick in der Gripen-
Story darstellte. Bevor diese Indiskretionen aufgeklart werden konnten, wie von SiK-
Présidentin Galladé (sp, ZH) und Subkommissionsprésident Hurter (svp, SH) gefordert,
waren die Ingenieure quasi Bauernopfer in einer nunmehr unwdirdigen
»Indiskretionenflut®™. Spater wurde bekannt, dass es zwischen dem Gripen-Projektleiter
bei armasuisse und dem Flugwaffen-Experten zum Zwist kam, worauf anscheinend auch
von Seiten Saab eine personelle Veranderung verlangt wurde.

Gleichzeitig erreichten positive Signale aus Schweden die Schweiz: Schwedens
Regierung gab der Militarleitung den Auftrag, 60 Jets des Typs Gripen E bei Saab zu
bestellen. Diese Beschaffung wurde jedoch an die Bedingung geknlpft, dass
mindestens ein Partner mitmache. Falls die Schweiz, oder ein anderes Land, nicht folgt
und bis Ende 2014 ebenfalls mindestens 20 Jets ebendiesen Typs bestellt, kann die
Regierung von einer Ausstiegsklausel Gebrauch machen und die Bestellung stornieren.
Schwedens Vertrauen in den (eigenen) Jet gab der Debatte in der Schweiz zwar
Aufwind, aber noch schienen zu viele Vertragsklauseln zu unsicher: Das VBS sollte sich
im Auftrag des Parlaments gegen Nichterflllen der Vertrage absichern. Schweden solle
mit der Herstellerfirma Saab einen Vertrag Uber 82 Jets abschliessen, die Schweiz
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ihrerseits einen mit Schwedens Regierung tber den Kauf von 22 dieser Jets. So machte
etwa die FDP ihre Zustimmung im Parlament davon abhangig, dass Strafzahlungen féllig
werden sollen, wenn Saab einzelne Leistungen nicht erbringe.

Noch bevor die Vorlage im Parlament besprochen wurde, formierte sich Mitte Februar
ein linkes Anti-Gripen-Bundnis, welches sich fur den Referendumskampf vorbereiten
wollte. Die Grine Partei, mit alt Nationalrat Jo Lang (gp. ZG) als prominentem Jet-
Gegner, die SP, JUSO, Junge Grlne, die GSoA und andere Organisationen schlossen sich
der Allianz an. Das Zeichen war deutlich: bei einer Annahme im Parlament sollte das
Referendum ergriffen werden.

Als Erstrat hatte sich Anfang Marz der Sténderat mit dem Geschéaft zur Beschaffung
auseinanderzusetzen. Die Mehrheit der sicherheitspolitischen Kommission (SiK) sprach
sich (mit neun zu vier Stimmen) fur Eintreten auf die Vorlage aus. Aus der
Finanzkommission kamen ebenfalls positive Signale: diese hatte der Finanzierung mit
sieben zu zwei Stimmen grunes Licht gegeben. Es gab aber auch den erwarteten
Widerstand: Eine Minderheit Zanetti (sp, SO) beantragte Nichteintreten mit der
Begriindung, die ganze Beschaffung sei zu unsicher. Zudem stellte sie die
Notwendigkeit neuer Flugzeuge grundséatzlich in Frage und schlug vor, die Schweiz solle
sich am LuftraumuUberwachungsprogramm der NATO beteiligen. Ein weiterer Antrag
Recordon (gp, VD) verlangte Rickweisung an die Kommission mit der Aufgabe, den
Erwerbsvertrag genauer zu prifen. Die Eintretensdebatte war von Bekenntnissen zu
Armee und Sicherheit gepréagt, jedoch auch seitens burgerlicher Politiker mit kritischen
Voten versehen. Die finanziellen Risiken seien zu gross, so beispielsweise Standerat
Jenny (svp, GL). Der Flugzeugbeschaffung gegenuber kritisch eingestellte, blrgerliche
Rate sahen im grossen finanziellen Aufwand zu grosse Einschnitte ins ordentliche
Armeebudget, welches in den nachsten zehn Jahren zusétzlich den vom Bundesrat
vorgesehenen Gripen-Fonds speisen musse. Samtliche Gegenantrage hatten
schliesslich in den Eintretensabstimmungen keine Chance: Der Nichteintretensantrag
scheiterte zwar mit 22 zu 20 Stimmen nur knapp, der Ruckweisungsantrag etwas
deutlicher mit 25 zu elf Stimmen. Der Bundesbeschluss wurde im Stéanderat damit
grundsatzlich gutgeheissen, scheiterte aber am fehlenden qualifizierten Mehr zur
Losung der Ausgabenbremse. Die SiK beantragte Uberdies einen zuséatzlichen Artikel,
wonach der Bundesrat den SiK beider Réate jéhrlich einen Bericht Uber den Stand der
Beschaffung unterbreiten muss. Damit schuf der Stédnderat einen neuen, vom
Bundesratsentwurf abweichenden Passus. Mit 22 zu 20 Stimmen in der
Gesamtabstimmung Uberwies der Stdnderat das Geschaft an den Nationalrat. Die FDP
Fraktion hatte sich schliesslich zu einem Ja durchringen kénnen, nachdem friher
monierte Verbesserungen in den Vertragen angebracht worden waren. Das gleichzeitig
traktandierte Gripen-Fondsgesetz war ebenfalls von einem Ruckweisungsantrag
Recordon (gp, VD) betroffen, welcher jedoch deutlich abgelehnt wurde. In der
Schlussabstimmung nahm der Stéanderat das Gesetz mit 23 zu 15 Stimmen deutlich an.
Dass die Vorlage am qualifizierten Mehr vorerst gescheitert war, wurde in den medialen
Berichterstattungen als eigentliche ,Ohrfeige™ betitelt. Das daraus resultierende
mindestens vorUbergehende Nein wurde auch als Quittung fur mangelhafte
Kommunikation seitens des VBS bezeichnet, jedoch auch als Zeichen gegen eine
unentschlossene Regierung, welche noch 2010 im Armeebericht von einer
Kampfjetbeschaffung absehen wollte. Konsterniert konstatierte der
Verteidigungsminister denn auch, dass das Geschaft ins Wanken gerate.

In der Folge wurde der Entscheid der sicherheitspolitischen Kommission (SiK) des
Nationalrates mit Spannung erwartet. Nach dem Votum im Standerat und im Wissen um
die kritische Haltung des Meinungsfihrers und Gripen-Subkommissionspréasidenten
Thomas Hurter (svp, SH), war nicht klar, wie andere burgerliche Kommissionsangehorige
stimmen wirden. Bundesrat Maurer trug zudem mit brisanten Aussagen weiter zur
Unruhe bei: In einer Rede bei der Schweizerischen Offiziersgesellschaft sprach der
Verteidigungsminister unter anderem von der Beschaffung unbemannter Flugkérper
(Drohnen), welche just in der Auslieferungsphase der ersten Gripen-Jets beantragt
werden sollen. In ihrer Sitzung Anfang April beschloss die SiK dann allerdings, erst im
August zu entscheiden und bis dahin zusatzliche Forderungen zu stellen - was
gleichzeitig eine zeitliche Verzégerung von mehreren Monaten bedeutete. Die grosste
Baustelle orteten die Sicherheitspolitiker in den Zahlungsmodalitaten: Uber einen
Rickbehalt eines Teils der Zahlungen an Schweden solle sich die Schweiz absichern.
Zusatzlich sollen als Grundbedingung nicht mehr als 15 Prozent des Gesamtkaufpreises
als Anzahlung nach Schweden tUberwiesen werden. Als zweite Massnahme soll das VBS
bei jeder fallig werdenden Teilzahlung fur die Kampfflieger jeweils acht Prozent
zurtckbehalten. Die Halfte dieser acht Prozent erhélt Schweden bei korrekter
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Auslieferung einer Tranche, den Restbetrag beim erfolgreichen Abschluss des ganzen
Geschafts. Die zurlckbehaltenen Gelder sollen als Druckmittel dienen, falls die
Herstellerfirma Saab die vereinbarten Anforderungen nicht erfille oder die Jets zu spat
ausliefere.  Die  Forderungen zwangen das Verteidigungsdepartement zu
Nachverhandlungen - und wurden von SVP Politikern als ,Misstrauensvotum gegen
Schweden™ kritisiert. Trotz Verzégerungen innerhalb des Berichtsjahres anderte sich
die Agenda aber nicht grundsatzlich. Statt in der Sommersession hatte sich der
Nationalrat erst im Herbst mit dem Geschéaft auseinanderzusetzen, eine allfallige
Referendumsabstimmung wirde jedoch gleichwohl 2014 stattfinden kénnen.

Vor der wegweisenden zweiten Sitzung der SiK im August wurde bekannt, dass das VBS
die gewunschten Forderungen nicht hatte aushandeln kénnen. Statt der verlangten
Verringerung der Akontozahlungen an Schweden auf 15 Prozent, pochte der
Vertragspartner auf 40 Prozent oder rund CHF 1 Mia. Da Schweden jedoch urspringlich
rund zwei Drittel des Kaufpreises als Akontozahlung forderte, konnte die Einigung auf
den genannten Betrag als Kompromiss betrachtet werden. In anderen Belangen wie der
Regelung einer Konventionalstrafe wurden jedoch Fortschritte gemacht. Ende August
wurden in einer SiK-Sitzung die aufgeschobenen Traktanden zur Gripen-Beschaffung
nachgeholt. Dass im VBS weiter verhandelt worden war, hatte sich gelohnt: die
Sicherheitspolitiker konnten sich zu einem Ja zum Gripen durchringen, wenn auch
gegen die geschlossene Linke innerhalb der Kommission. Damit erhielt das Geschaft
einen positiven Schub fur die anstehende Debatte in der Volkskammer.

Der Nationalrat beschaftigte sich in der Herbstsession mit dem Geschéaft. Die SiK
beantragte dem Plenum mit 14 zu neun Stimmen, auf die Vorlage einzutreten und ihr
zuzustimmen. Die Finanzkommission des Nationalrates hatte die Vorlage bereits im
Frihjahr gutgeheissen. Dennoch stand das Geschaft wie in der kleinen Kammer von
Beginn weg im Gegenwind. Ein Nichteintretensantrag und zwei Rickweisungsantrage
standen im Raum. Eine Minderheit Allemann (sp, BE) fasste unter dem Begriff
~Geldverschwendung® ihren Unmut Uber diese Beschaffung zusammen. Drei Argumente
wurden vorgebracht: Erstens sprach sie dem Geschéaft jegliche Berechtigung ab. Es sei
unnétig Jets zu beschaffen, wenn man von Freunden umzingelt sei. Zweitens sei der
Gripen nicht der richtige Typ, weil er im Luftpolizeidienst - seiner designierten
Hauptaufgabe - schlechte Testresultate generiert habe. Als drittes und mit Verweis auf
die Mirageaffare wurde vorgebracht, dass das Risiko zu hoch sei, einen noch nicht
fertigentwickelten ,Papierflieger™ einzukaufen. Auch von blrgerlichen Politikern wurde
Widerstand geleistet. Eine Minderheit Walter Miller (fdp, SG) sorgte sich um finanzielle
Risiken. Mit einer Anzahlung Uber CHF 1 Mia. an Schweden bis zum Jahr 2016 begebe
sich die Schweiz zu stark in eine Abhéngigkeit von den Vertragspartnern. Gleichzeitig
wurde die Leistungsfahigkeit des Saab-Fliegers angezweifelt. Im Rickweisungsantrag
wurde verlangt, die anderen Angebote der Hersteller EADS und Dassault ebenfalls einer
Nachevaluation zu unterziehen. Saab hatte zur Verbesserung des Jets in einzelnen
Punkten nachbessern kénnen. Der zweite Riickweisungsantrag Fischer (glp, LU) basierte
auf der Idee einer generellen Sistierung von Kampfjetbeschaffungen. Es solle in der
gewonnenen Zeit im Rahmen der Weiterentwicklung der Armee (WEA) eine
grundsatzliche Standortbestimmung und ein Gesamtkonzept fir den Einsatz der
Luftwaffe erarbeitet werden, welches Basis fur zuklnftige Beschaffungen sein soll. Die
Antragsteller forderten insbesondere, dass diese Beschaffung besser mit anderen
wegweisenden und strategischen Geschaften (WEA, Ristungsprogrammen) koordiniert
wird. Die erwarteten Links-Rechts-Gegensatze zeigten sich bereits in der
Eintretensdebatte. Sdmtliche Gegenantrége wurden vom geschlossen abstimmenden
burgerlichen Block mit komfortabler Mehrheit abgewiesen. Die folgende Detailberatung
war lediglich durch eine kleine Anderung einer Minderheit Allemann (sp, BE) gepragt.
Diese wollte auf technische Vorkehrungen fur die Luft-Boden-Kampffahigkeit zum
Zeitpunkt der Beschaffung noch verzichten und dadurch rund CHF 70 Mio. einsparen.
Das zentrale Argument war jedoch nicht diese Einsparung sondern sicherheitspolitische
Bedenken, welche mit Einsatzen von solchen Waffen einhergehen. Die Schweiz hat seit
1994 und der Ausmusterung der Hunter-Flotte keine solchen Waffen mehr an den
Kampfflugzeugen. Dieser Antrag blieb jedoch im Plenum chancenlos und der Vorlage
wurde mit 113 zu 68 Stimmen zugestimmt. Die Ausgabenbremse wurde mit ahnlichem
Stimmverhaltnis ebenfalls geldst.

Das Gripen-Fondsgesetz wurde mit zwei Anderungsantragen bekampft. Eine Minderheit
Roland Fischer (glp, LU) wollte die Fondseinlagen auf hoéchstens CHF 3,126 Mia.
begrenzen. Eine Minderheit Il Flach (gp, AG) wollte Kreditverschiebungen verhindern.
Die Einlagen sollten ausschliesslich fur die Flugzeugbeschaffung verwendet werden und
nicht via Globalbudget fir Armeeimmobilien aufgewendet werden kénnen. Der
Vorschlag Fischer wurde auf Antrag der SiK und mit Unterstitzung des
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Verteidigungsministers deutlich abgelehnt, mit der Begriindung er sei unndtig, da der
zu genehmigende Betrag festgeschrieben und zudem an dieses Rustungsgeschaft
gebunden sei. Der Antrag der Minderheit Flach wurde ebenfalls abgelehnt. Die Vorlage
wurde in der Gesamtabstimmung mit 118 zu 67 Stimmen angenommen.

Die im Herbst im Standerat behandelte Differenzbereinigung betraf lediglich die
Ausgabenbremse, welche noch im Frihjahr am nétigen Quorum gescheitert war. Ohne
viele Wortmeldungen, jedoch nach einem Vortrag von Bundesrat Maurer, in dem er
noch offene Punkte zu kléren versuchte, wurde das Geschaft auch im Standerat
abgeschlossen und mit 27 gegen 17 Stimmen wurde auch die Ausgabenbremse geldst.
Das Bundesgesetz Uber den Fonds zur Beschaffung des Kampfflugzeugs Gripen wurde
in den Schlussabstimmungen mit 25 zu 17 Stimmen im Standerat und mit 117 zu 71
Stimmen im Nationalrat angenommen. Damit nahm die Kampfjetbeschaffung zur
Umsetzung des Tiger-Teilersatzes die Hirde Parlament.

Durch die Finanzierungslésung Uber das Gripen-Fondsgesetz, stand die
Flugzeugbeschaffung unter Vorbehalt eines fakultativen Referendums. Bereits vor den
Debatten um Preis und Flugzeugtyp hatte die Grine Partei verlauten lassen, sie werde
gegen den Kauf neuer Flugzeuge das Referendum ergreifen. Noch vor der
Schlussdebatte im Standerat hatten sich zwei Komitees gegen den Gripen gebildet. Ein
linkes um SP und GP sowie ein burgerliches Komitee, welches vorwiegend aus GLP-
Politikern zusammengesetzt war. Dies stellte ein Novum dar: In Armeefragen hatte sich
noch nie eine blrgerliche Partei gegen ein Armeegeschaft gestellt. Die
Referendumsfrist lief ab Anfang Oktober bis zum 16. Januar 2014. Lange brauchten die
Gripen-Gegner allerdings nicht: Nach knapp zwei Monaten und rund sechs Wochen vor
Ablauf der Referendumsfrist hatte das linke Komitee 80'000 Unterschriften
beisammen. Damit zeichnete sich ab, dass eine Abstimmung bereits im Mai 2014
erfolgen dirfte. Dass das burgerliche GLP-Komitee kaum 10'000 Unterschriften zu
sammeln vermochte und die eigene Sammelaktion abgebrochen hatte, schmaélerte
dessen Wille, gegen den Gripen zu agieren nicht. Fortan bestritten die beiden Komitees
einen je eigenen Abstimmungskampf gegen den Gripen. Kurz vor Jahreswechsel
lancierte der Verteidigungsminister den Abstimmungskampf fir den Gripen. Mit der
Metapher eines Chalets mit [6chrigem Dach warnte Maurer fortan vor einer mangelhaft
ausgerusteten Luftwaffe nach Ausserdienststellung der Tiger F-5 Jets. Die Gripen-
Beschaffung sei essentiell fir die Sicherheit der Schweiz. Bemerkenswert am teuren
Ristungsgeschaft war dass die Armeeftihrung und allen voran Bundesrat Ueli Maurer
trotz allen Unstimmigkeiten wéhrend der Typenevaluation, trotz Indiskretionen, trotz
Gegenangeboten der unterlegenen Jet-Hersteller Dassault und EADS und ungeachtet
jeglicher Kritik am favorisierten Typen auf den schwedischen Gripen beharrte. Weder
eine Neuevaluation noch eine Prufung von Alternativen waren jemals in Betracht
gezogen worden. Das Stimmvolk wird 2014 das letzte Wort haben. Im Verlauf der
parlamentarischen Debatte wurden neben mehreren Interpellationen und Anfragen
zwei Motionen behandelt, die im Nationalrat allerdings keine Chance hatten: Eine
Motion Kaufmann (svp, ZH) (Mo. 12.3278) aus dem Jahr 2012 wollte die neuen
Kampfflugzeuge mit einer Militarpflicht-Ersatzabgabe fur Auslander finanzieren. Mit
einer Motion Allemann (sp, BE) (Mo. 11.4021) sollte bereits seit 2011 und hinsichtlich
einer Anschaffung von neuen Jets der Flugldarm auf dem Flugplatz Meiringen (BE)
eingedammt werden. Beide Vorstdsse wurden jeweils recht deutlich abgelehnt. ®

Der Abstimmungssonntag am 18. Mai 2014, wurde nicht nur Hohe-, sondern auch
Schlusspunkt eines langwierigen Seilziehens um die Gripen-Beschaffung bzw. den
Tiger-Teilersatz. Dieses grosse Rustungsvorhaben hatte zahlreiche Hiirden zu nehmen.
Die letzte davon - der Urnengang - wurde 2013 durch den Bundesrat selbst ermoglicht,
indem als Finanzierungsgrundlage ein Fondsgesetz vorgeschlagen wurde. Erst dieser
Kniff ermoglichte es, die Finanzierung und damit sehr unmittelbar auch die
Beschaffung selbst, dem fakultativen Referendum zu unterstellen. Mit der Ablehnung
des Gripen-Fondsgesetzes an der Urne wurde die aufsehenerregende
Kampfflugzeugbeschaffung erfolglos abgeschlossen.

Dass das Referendum ergriffen wurde, war schon fruh klar. Noch vor den
parlamentarischen Debatten Ende 2013 kindigte die Grune Partei an, sie werde dieses
Geschaft zu verhindern suchen. Zwei Referendumskomitees hatten sich dann bereits
vor der letzten Beratung im Sténderat konstituiert, so dass einer
Unterschriftensammlung nichts mehr im Wege stand. Links-griin und die Grunliberale
Partei stellten sich je individuell an, die nétige Anzahl Unterschriften zu sammeln. Der
Erfolg liess nicht lange auf sich warten. Innert zwei Monaten und damit noch 2013, hatte
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das Komitee um SP und GPS rund 80°000 Unterschriften beisammen. Damit zeichnete
sich rasch ab, dass die Referendumsabstimmung bereits im Frihjahr 2014 abgehalten
werden konnte. Entsprechend frih erkannte auch der Verteidigungsminister den Ernst
der Lage und noch Ende 2013 stieg er in den Abstimmungskampf. Fortan standen sich
blrgerliche Gripen-Beflurworter und Gripen-Gegner aus links-grinen Kreisen
gegenuber. Neu standen aber erstmals auch burgerliche Politiker einer Armeevorlage
kritisch gegenulber: die GLP hatte sich nicht nur an der Unterschriftensammlung
beteiligt, sondern sie stellte sich fortan auch in einem Gegnerkomitee gegen die
Beschaffung der Gripen-Jets.

Erster Meilenstein war Mitte Januar 2014 die Einreichung der Unterschriften. Das links-
grune Bundnis um SP, GPS und andere Organisationen konnte rund 100'000
Unterschriften fur das Referendum zusammentragen, nur etwa 5'000 davon waren vom
grunliberalen Anti-Gripenkomitee beigesteuert worden. Da schon Mitte Mai abgestimmt
werden sollte, war die Einreichung der Unterschriften gleichzeitig der Startschuss fur
den Abstimmungskampf. Sogleich wurde dieser befeuert, als es nicht nur darum ging,
ob sich die Herstellerfirma Saab an der Finanzierung der Ja-Kampagne beteiligen soll,
sondern ob dies Uberhaupt zulédssig sei. Das Gegnerkomitee meldete sehr rasch seine
Ablehnung an. Aber auch Gripen-BeflUrworter standen einer finanziellen Beteiligung aus
Schweden kritisch gegentiber. Thomas Hurter (svp, SH) forderte, dass sich Saab génzlich
aus der Abstimmungskampagne raushalte.

Unangenehme Tage musste der Verteidigungsminister auch im Februar erleben:
Nachdem bereits der Prozess zum Typenentscheid durch verschiedene
Nebenereignisse und Indiskretionen fir negative Schlagzeilen gesorgt hatte, wurden
auch im neuen Jahr geheime (und brisante) Informationen publik. So hatte sich
Verteidigungsminister Ueli Maurer in mehreren Treffen mit dem Schwedischen
Botschafter Per Thoresson ausgetauscht. Dabei soll es nicht nur um gute Kontakte
gegangen sein, sondern ganz konkret um ein Engagement Schwedens im
Abstimmungskampf. Diese Informationen hatte ein Schwedischer Radiosender
veroffentlicht, der drei Berichte des Botschafters an das Aussen- und
Verteidigungsministerium Schwedens vorliegen hatte. Der Inhalt war insofern brisant,
als dass angeblich Bundesrat Maurer selbst um Unterstitzung aus Schweden gebeten
haben soll. Zwar solle sich Schweden nicht direkt in den Abstimmungskampf
einmischen, jedoch durch verschiedene Anlasse in Schweden und der Schweiz eine
positive Stimmung erzeugen. Ein Beispiel waren Journalisten-Besuche in den
Saabwerken zu Informationszwecken. Maurer musste sich in der Folge erklaren und
versuchte den Ball flach zu halten. Dass Gesprache gefuhrt wurden konnte er nicht in
Abrede stellen, er wollte jedoch darin keine gemeinsame Kampagnenplanung sehen.
Dass er sich als Vorsteher des VBS an vorderster Front fir den Gripen stark mache, sei
nicht mehr als opportun. Die Ungereimtheiten spielten den Gegnern dennoch in die
Hande und den Beflrwortern wie auch dem Verteidigungsminister selbst blieb nichts
anderes Ubrig, als gebetsmuhlenartig festzuhalten, dass der Gripen die richtige Loésung
fur die Schweiz sei. Fast taglich wurde in den Zeitungen Uber den Gripen berichtet.

Die Kampagnenleitung der Beflrworter sollte von der CVP Ubernommen werden,
allerdings stellte sie sich nur zdgerlich dafur zur Verfligung, denn scheinbar sah sich
Parteiprasident Darbellay mit zu wenig finanziellen Mitteln ausgestattet. Dass bis zu CHF
5 Mio. fur die Beflrworterkampagne aufgewendet werden sollten, liess man seitens des
Vereins flr eine sichere Schweiz VSS, dem CVP-Nationalrat Jakob Biichler (SG) vorsteht,
unkommentiert. Auch diese Informationen stammten aus geheimen Berichten aus
Schweden. Beim VSS versuchte man derweil, sich von Schweden zu distanzieren. Das
Durchsickern dieser Informationen flihrte indes dazu, dass sich die CVP zurtickzog und
nicht mehr als Kampagnenleiterin fungieren wollte. Ausschlaggebend waren unter
anderem auch verunglimpfende, personliche Kommentare des Schwedischen
Botschafters gegen CVP-Exponenten. Im Engagement der CVP hatte man sich auf
Beflrworterseite erhofft, dass Gripen-kritische Wahler in der politischen Mitte
abgeholt werden kénnten. Daraus wurde nun vorerst nichts. Dass zudem die Sektion der
CVP-Frauen im Gegensatz zur Mutterpartei die Nein-Parole fasste, schien fur die CVP
ebenfalls eine Hypothek darzustellen. Wer die Kampagnenleitung Gbernehmen sollte,
war in der Folge offen. Die CVP wollte die Volkspartei vorschicken, da es schliesslich ein
Dossier ihres Magistraten sei. Bei der SVP zeigte man sich jedoch bedeckt und
Parteiprasident Brunner (SG) stellte eine Einigung .in einigen Wochen™ in Aussicht, rund
drei Monate vor dem Abstimmungstermin, notabene.

Wahrend auf politischer Ebene weiter gestritten wurde, fihrte Saab eine regelrechte
Promotionstour durch die Schweiz durch. Mitte Februar wurde an einem Anlass mit
Wirtschaftsvertretern Uber Kompensationsgeschéfte informiert, daneben sollte der
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Gripen zu verschiedenen Gelegenheiten vorgeflhrt, beziehungsweise ausgestellt
werden, etwa an Ski-Weltcuprennen oder an der Mustermesse in Basel. Dies wurde den
Gripengegnern zu viel und Nationalratin Chantal Galladé (sp, ZH) tat ihren Unmut
offentlich kund. Dass mitunter Geld fliesse, sei in Abstimmungskémpfen normal, jedoch
sei die Omnipréasenz des Gripen-Herstellers Saab stérend und eine ,Einmischung aus
dem Ausland in diesem Masse bedenklich.™ Derweil und schneller als erwartet stellte
sich Ende Februar tatsachlich die SVP als neue Koordinatorin der Ja-Kampagne vor.
Angesichts des nahenden Abstimmungstermins sah sie sich in der Verantwortung. Man
habe keine Zeit mehr zu verlieren und wolle diese Abstimmung gewinnen, so SVP-
Prasident Brunner.

Etwas Aufwind erhielt der Gripen durch eine Flugzeugentfihrung im Raum Genf, als der
Schweiz vor Augen gefihrt wurde, weshalb eine intakte Luftabwehr nétig sein kann. Der
Co-Pilot einer Maschine der Ethiopian Airline hatte das eigene Flugzeug nach Genf
entfihrt, um in der Schweiz einen Asylantrag zu stellen - was jedoch erst nach dem
Vorfall bekannt wurde. Zuvor irrte die vollbesetzte Passagiermaschine, von zwei
Eurofighter-Jets der Italienischen Luftwaffe begleitet, Uber Italien, ehe sie Uber dem
Montblanc-Massiv von der Franzdsischen Luftwaffe weiterbegleitet wurde und
schliesslich in Genf zur Landung gezwungen werden konnte. Dass die Schweizerische
Luftwaffe nur zu Burozeiten operativ ist und nicht eingreifen konnte, sorgte im Ausland
fur Erstaunen und in der Schweiz einerseits zur Forderung nach einem ausgebauten
Luftschirm, andererseits aber auch zu Spott und Hame. Spater wurde auch die Krim-
Krise in der Ukraine als Argument fur eine funktionierende Luftwaffe herangezogen.

Am 25. Februar prasentierte das Ja-Komitee seine Argumente flir den
Abstimmungskampf. ,Sicherheit zuerst!™ sollte als Leitmotiv die Stimmbdirgerschaft
mobilisieren. Sicherheit sei die Garantie fur Frieden, Freiheit und Wohlstand, so Jakob
Buchler (cvp, SG). Ab Mérz und damit rund zwei Monate vor dem Urnengang sorgte ein
allfalliger .Plan B" flr Irritation. Aus verschiedenen Kreisen wurde kolportiert,
Bundesrat Maurer arbeite fir den Fall eines Volks-Neins an einer alternativen Gripen-
Beschaffung: er wolle Gripen-Jets mieten, leasen oder uber das ordentliche
Armeebudget - und damit ohne Mitsprache der Stimmbevdlkerung - beschaffen. Trotz
Dementi Maurers selbst, seines Sekretariats und auch der armasuisse, hielt sich das
Gerlcht Uber einen allfalligen ,Plan B™ hartnéckig in den Medien.

Ebenfalls Mitte Marz lancierte das Gegnerkomitee seinen Abstimmungskampf und
setzte vor allem auf die Kostenfrage. Man wollte die Gripen-Beschaffung nicht zu einer
Armee-Grundsatzfrage machen und auch nicht sicherheitspolitische Argumente ins
Feld fuhren, da man sich daraus eher weniger Chancen versprach. Vielmehr erhoffte
man sich mit dem Slogan ,Kampfjetmilliarden gegen Bildung, Verkehr oder AHV" einen
Erfolg an der Urne. In der Zwischenzeit wurde der Tonfall im Abstimmungskampf
gehassiger. SVP-Patron Christoph Blocher hinterfragte die Finanzierung der
Gegnerkampagne, indem er den Verdacht ausserte, dass moglicherweise die beim
Typenentscheid unterlegenen Rustungskonzerne (EADS und Dassault) Geld gegen den
Gripen einschiessen wirden - dies, um bei einer Neu-Evaluation zum Zug kommen zu
kénnen. Aus dem burgerlichen Nein-Komitee wurde jedoch postwendend klargestellt,
man habe weder Kontakt mit anderen Rustungsgesellschaften, noch Geld erhalten, so
etwa Beat Flach (glp, AG). Gar als absurd betitelte Chantal Galladé (sp, ZH) die Vorwdrfe.

Kurz darauf bemuhte sich der Sonntags Blick um einen ersten Trend in der Gripen-
Frage und stellte eine Ablehnung von Uber 60 Prozent fest. Trotz dieser erstmaligen
Stimmungsaufnahme zeigte sich der Verteidigungsminister gegenlber der Presse
betont gelassen und zuversichtlich. Dennoch legte er einen regelrechten Redemarathon
hin und trat von April bis zur Abstimmung im Mai an Uber 20 Veranstaltungen flr den
Gripen auf.

Das burgerliche Nein-Komitee wurde ab Anfang April aktiv. Man stehe fur eine starke
Armee ein, sei jedoch gegen den Gripen, weil Geld und ein Konzept fehle - Argumente,
die bereits in den Parlamentsdebatten von Roland Fischer (glp, LU) vorgebracht worden
waren. In diesem Nein-Komitee waren auch die CVP-Frauen vertreten.

Uber Alternativen zur Gripen-Beschaffung, also wiederum (iber einen ,Plan B", wurde
weiter berichtet, als sich im April auch der ehemalige Jetpilot und Nationalrat Thomas
Hurter (svp, SH), seines Zeichens Préasident der SiK-NR, Uber solche Plane dusserte. Es
brauche einen ,Plan B flir den Fall, dass der Gripen an der Urne scheitern sollte. Seine
Vorstellung war die Beschaffung von zwolf Fliegern alle 15 Jahre. Eine Forderung, die
sogar von Parteikollegen kritisiert wurde. Hans Fehr (svp, ZH) gab etwa zu bedenken,
dass es ungeschickt sei, bereits vor der Abstimmung laut Uber Alternativen
nachzudenken. Alex Kuprecht (svp, SZ) bezeichnete die Aussage gar als .absoluten
Blédsinn®™. Hurter rechtfertigte seine Idee mit dem Umstand, dass beim Urnengang
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nicht fir oder gegen neue Flieger, sondern nur fir oder gegen die Art der Finanzierung
abgestimmt werde. Mit einer Alternativbeschaffung wirde der Volkswillen = von der SVP
gemeinhin hochgehalten - also nicht umgangen. Ein erneuter Evaluationsprozess fur
einen neuen Flugzeugtyp wirde zudem viel zu lange dauern. Deswegen musse man sich
fur den Ersatz der Tiger-Flotte bereits zu diesem Zeitpunkt und auch unter
Berucksichtigung eines moglichen Volks-Neins Gedanken machen.

Auch Uber weitere Alternativen zur Luftraumiberwachung wurde diskutiert, etwa Gber
den Kauf gebrauchter F/A 18 Jets der neueren Generation, die Beschaffung von Kampf-
Helikoptern, einen Ausbau der Boden-Luft-Fliegerabwehr (die ohnehin konkretisiert
werden sollte) oder Uber die Aufristung der alten Tiger Flotte. Anfang Juni wurde
bekannt, dass das VBS beabsichtige, israelische Drohnen beschaffen zu wollen. Immer
mehr wurde auch die Frage debattiert, wie die budgetierten Mittel verwendet werden
sollen, falls der Gripen an der Urne abgelehnt wirde. Fur Sicherheitspolitiker war klar,
dass dieses Geld der Armee gehore, weil es Uber das ordentliche Armeebudget hatte
aufgebracht werden mussen. Linke Politiker hingegen sahen eine Chance, neu tber die
Verteilung der ca. CHF 3 Mia. zu beraten. |hrer Vorstellung nach sollte das Geld zu
Gunsten der Bildung, zur Sicherung der sozialen Sicherheit, des 6ffentlichen Verkehrs,
oder auch zu Gunsten der Entwicklungshilfe, die richtig eingesetzt friedensférdernd
wirke, eingesetzt werden. Dieser Punkt blieb freilich vorerst offen.

Als sehr unsicher musste der Erfolg der Gripen-Beschaffung ab Mitte April betrachtet
werden: Nachdem die oben genannte Sonntags Blick-Umfrage noch nicht zu Unruhe
bewogen hatte, tat dies die erste SRG-Trendumfrage des gfs.bern. Nur 42 Prozent der
Befragten sprachen sich darin fur den Gripenkauf aus, ein Ergebnis, das sich fast mit
der ersten Umfrage deckte. Freilich gaben die Demografen zu bedenken, dass die
Unterschiede zwischen den Ja- und Nein-Anteilen zu gering seien, um sich bereits
festlegen zu kénnen. Noch am selben Tag liess sich Bundesrat Maurer zitieren, er
glaube, dass sich die Stimmbevdlkerung der sicherheitspolitischen Tragweite der
Gripen-Vorlage bewusst sei. Weiterhin gab sich der Verteidigungsminister kdmpferisch.
Sein Engagement fur den Gripen gipfelte jedoch zwischenzeitlich in einem Fiasko, als
Maurer in der Sendung ~Rundschau™ des SRF zu einem Rundumschlag ausholte und kurz
sogar die Contenance verlor. Er enervierte sich derart Uber die Berichterstattung zum
Gripen-Kauf, dass er sich mit dem Moderator einen verbalen Schlagabtausch lieferte.
Die als einseitig kritisierte Sendung I6ste eine Rekordzahl an Beschwerden bei der
Ombudsstelle der SRG aus, die allerdings Ende Mai samtlich abgewiesen wurden, da das
Sachgerechtigkeitsgebot nicht verletzt worden sei und das Publikum durchaus in der
Lage gewesen sei, sich eine eigene Meinung zum fraglichen Rundschau-Beitrag zu
bilden. Dennoch wurde auch die Sendung selbst kritisiert. So habe der ausgestrahlte
Bericht .die hohen Anforderungen an die Ausgewogenheit, welche im Vorfeld einer
Volksabstimmung verlangt werden, nicht erflllt." Zudem wurde festgehalten, dass
einige der gestellten Fragen ,manchmal unnétig provokativ waren™.

Spater und mit zunehmender Néhe zum Abstimmungstermin setzte der
Verteidigungsminister im Lichte des ungewissen Abstimmungsausgangs auf warnende
Worte und beschwor die Angst vor einem ungeschutzten Luftraum, ja er bediente sich
gar erpresserischer Formulierungen. ,Wenn man jetzt nicht Flieger bestellt, steht man
zehn Jahre spéter ohne Luftwaffe da®, mahnte Maurer. Dass die ,F/A 18 im Krisenfall
nicht gentigen®, doppelte auch Divisiondr Bernhard Mdller, stellvertretender
Kommandant der Luftwaffe, nach. Doch die Stimmbevélkerung zeigte sich in der
zweiten Welle der SRG Trendumfrage unbeeindruckt. Knapp zehn Tage vor der
Abstimmung schien der Gripen noch immer nicht abzuheben: mit 44 Prozent
Zustimmung war nach wie vor nur eine Minderheit der Befragten fir die
Kampfjetbeschaffung. Zudem zeichnete sich ab, dass tatsachlich die Kostenfrage
entscheidendes Argument werden durfte. Trotz der gemass gfs.bern bereits weit
fortgeschrittenen Meinungsbildung machten sich beide Lager zu einer Schlussoffensive
auf. Die vier Parteiprasidenten Martin Landolt (bdp, GL), Christophe Darbellay (cvp, VS),
Philipp Muller (fdp, AG) und Toni Brunner (svp, SG) - diese Parteien hatten die Ja-Parole
ausgegeben - versammelten sich in der Folge in Bern zu einer Medienorientierung, um
nochmals ihre besten Argumente vorzutragen. Der hochkaréatig besetzte Anlass wurde
kurzfristig anberaumt und zeigte die Nervositat der Parteispitzen offensichtlich. Vor
dem Bundeshaus gingen sie gemeinsam symbolisch auf einer Hebebulhne ,in die Luft".
Ein ungllcklicher Entscheid, wie sich spater herausstellen sollte. Ihre von den
Stadtberner Behdrden nicht bewilligte Aktion flhrte ndmlich zu einer Anzeige.

Einziger Lichtblick fur die BeflUrworter war die Erfahrung, dass das Stimmvolk kaum je
eine Armeevorlage versenkt hatte. Doch auch dieser wurde am Abstimmungstag
zerschlagen. 53,4 Prozent der Stimmenden (Stimmbeteiligung: 55,5 Prozent) lehnten
das Gripen-Fondsgesetz an der Urne ab, ein Erfolg fur die linken Parteien, die
zusammen mit der GLP die Nein-Parole beschlossen hatten und eine herbe Niederlage
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fur Verteidigungsminister Maurer, der sich tUber Jahre fir neue Kampfjets eingesetzt
hatte. Er hielt fest, dass es ein Votum gegen den Gripen sei, nicht gegen die Armee und
wiederholte, dass nun kein ,Plan B™ aus der Schublade gezogen werde. Zunéchst sei das
Resultat zu analysieren, erst dann wollte der Verteidigungsminister Uber neue Varianten
sprechen. Er gab jedoch auch zu bedenken, dass die Diskussion Uber neue Kampfflieger
bald wieder beginnen misse, zumal auch die F/A 18 Flieger irgendwann ersetzt werden
mussten. Die Linken sahen sich dagegen in ihren Bemuihungen gegen das teure
RiUstungsgeschaft bestatigt und auch aus dem blrgerlichen Gegnerlager horte man
erleichterte Stimmen. Das Resultat zeige, dass auch viele liberale und bdrgerliche
Wahlerinnen und Wéhler den Gripen-Kauf ablehnten, so Roland Fischer (glp, LU). In
seinen Augen héatten sich die zwei Gegnerkomitees gelohnt. Aus der SVP wurde
hingegen konsterniert verklindet, dass man .jetzt erst recht in die Landesverteidigung
investieren musse™.

Im Nachgang an die Volksabstimmung beherrschten die Fragen um die Zukunft der
Armee und der Luftwaffe den politischen Diskurs, jedoch auch und wiederholt die
Frage, was mit den frei gewordenen ,Gripen Milliarden™ nun geschehen soll. Erniichtert
musste auch der Wirtschaftsstandort Schweiz den Volksentscheid hinnehmen. Rund
500 Vertrage mit 125 Unternehmen und einem Volumen von rund CHF 400 Mio. hatte
Saab im Vorfeld der Abstimmung mit Schweizer Unternehmen unterzeichnet - Anlagen,
die nun ungewiss waren. Der Ristungskonzern Ruag befurchtete, rund 200 Stellen
streichen zu mussen, unter anderem von Mitarbeitern, die bereits seit langem auch an
Gripen-Konfigurationen arbeiteten.

Abstimmung vom 18. Mai 2014

Beteiligung: 56,33%
Ja: 1345726 (46,6%)
Nein: 1542 761(53,4%)

Parolen:

- Ja: SVP, CVP(3*), FDP, BDP, GLP; Economiesuisse, SGV, SOG, AUNS, Swissmem.
- Nein: SP, GPS, GLP (1*); SGB, VPOD, GSoA.

* In Klammer Anzahl abweichender Kantonalsektionen

Das Gripen-Nein veranlasste Bundesrat Maurer schliesslich auch dazu, die
Weiterentwicklung der Armee (WEA) zu vertagen und die Botschaft erst im Herbst zu
verabschieden. Das Reformprojekt wurde dadurch um mindestens drei Monate
verzogert. Mit der dadurch gewonnenen Zeit sollen, unter anderem, finanzielle Fragen
neu abgesteckt werden, die durch die abgelehnte Jet-Beschaffung aufkamen.
Entscheidend war dabei, ob das Armeebudget revidiert werden musste - ein zentrales
Element der WEA.

Die allfallige Geld-Neuverteilung selbst wurde vom Verteidigungsminister
ausgeschlagen; er wollte die fur den Jet-Kauf eingeplanten Mittel fir andere
Rustungsgeschéafte einsetzen und mit CHF 790 Mio. weniger als die Halfte der
Bundeskasse zurlickgeben. Dies fuhrte zu Unstimmigkeiten innerhalb der
Landesregierung, da Finanzministerin Widmer-Schlumpf in einem Mitbericht bereits
Widerstand gegen dieses Ansinnen angekindigt hatte. Seitens der SP wurde eine ganz
neue Ausrichtung der Armee gefordert und die Gripen-Ablehnung als Chance daflr
betrachtet. Die Riickgabe der CHF 790 Mio. wurde indes von blrgerlichen Politikern
nicht goutiert. lhrer Meinung nach .gehoérte™ das Geld der Armee, gleich wie es
eingesetzt werden sollte. Es gebe ,unzéhlige Moglichkeiten, dieses Geld zu verwenden™,
so Jakob Blchler (cvp, SG), der das Thema in der SiK-NR nochmals durchdiskutiert
wissen wollte. Im selben Zeitraum gab der Rustungschef Ulrich Appenzeller seinen
Rucktritt bekannt, womit Ueli Maurer noch ein personelles Problem zu I6sen hatte.
Appenzeller gab seinen Posten wegen ,unterschiedlicher Auffassungen Uber die
Ausrichtung der Armasuisse und die Rolle des Ristungschefs™ auf.

In der Analyse der Abstimmung (Vox) wurden die ausschlaggebenden Argumente fur die
Ablehnung des Gripen ermittelt. Vor allem die Gruppe der jlingeren Stimmenden und
Frauen sowie zahlreiche Mitte-Wahlende und FDP-Anhanger waren gegen den
Flugzeug-Kauf. Ein Drittel der Befragten kritisierte die hohen Kosten dieses
RuUstungsgeschéfts und rund zehn Prozent gaben an, der Gripen sei nicht das richtige
Flugzeug flr die Schweiz. Nochmals zehn Prozent sprachen sich daflir aus, dass erst die
Rolle der Ausgestaltung der Armee geklart werden misse, bevor ein solches
Rustungsvorhaben umgesetzt werden kénne. Ebenfalls knapp zehn Prozent lehnten den
Gripen wegen einer grundsatzlich ablehnenden Haltung zur Armee ab. Im unterlegenen
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Ja-Lager wurden Uberwiegend sicherheitspolitische  Argumente  fir den
Stimmentscheid vorgebracht. Die Politologen der Universitat Zurich hielten zudem fest,
dass im Vergleich zu anderen Abstimmungen aufféllig haufig die Kampagne und die
Informationspolitik der Gripen-Beflrworter als Grund flr ein Nein genannt wurden. So
seien auch das langwierige Auswahlverfahren, wie auch die zahlreichen
Ungereimtheiten und Indiskretionen Uber die gesamte Dauer aller Verfahren hinweg
ausschlaggebend fir das Nein gewesen. ¢

Im Februar 2015 stellte der Bundesrat mit der entsprechenden Botschaft das
Riistungsprogramm 2015 (RP 15) vor und beantragte darin einen Verpflichtungskredit
Uber CHF 542 Mio. Drei Beschaffungen wurden vorgesehen: ein neues
Aufklarungsdrohnensystem, neue gelandegangige Fahrzeuge sowie ein
Schiesssimulator-System fur die Ausbildung am Sturmgewehr. Samtliche Posten sollen
altere Systeme, die noch in Gebrauch sind, sich jedoch am Ende ihrer Nutzungsdauer
befinden, ersetzen. So lautet auch die Einschatzung des Bundesrates, dass die
Beschaffungen aus militarischer Sicht notwendig seien, denn die Weiterverwendung
der bestehenden Systeme "sei aus technologischer und betriebswirtschaftlicher Sicht
nicht mehr vertretbar". Das beantragte Aufklarungsdrohnensystem 15 (ADS 15) soll das
noch im Einsatz stehende ADS 95 ersetzen. Die sechs neuen Drohnen "Hermes 900
HFE" des Israelischen Herstellers Elbit Systems schlagen mit CHF 250 Mio. zu Buche.
Weitere CHF 271 Mio. wurden flr geléndegéangige Fahrzeuge veranschlagt, wobei mit
diesem Posten erst eine erste Tranche beschafft werden soll. Die rund 25-jahrigen
Steyr-Daimler-Puch 230 GE werden somit schrittweise aus dem Verkehr genommen.
Ersetzt werden sie durch Mercedes-Benz G 300 CDI 4x4 Fahrzeuge, wovon vorerst 879
Stuck in den Jahren 2017 bis 2022 beschafft werden sollen. Ein Schiesssimulator-
System zur gefechtsmassigen Ubung bindet CHF 21 Mio. und ersetzt das veraltete
System von 1990. 500 Sets sollen beschafft werden und bis 2018 angeschafft worden
sein.

In der Sommersession hatte sich der Nationalrat mit dem Bericht zu befassen. Namens
der Mehrheit der SiK-NR beantragte Nationalrat Blichler (cvp, SG) Eintreten und griff
auch gleich Bedenken zum RP 15 auf: Es handelte sich dabei um gedusserte Vorbehalte
gegen die Israelischen Drohnen, wobei es um die grundséatzliche Ablehnung einer
Kooperation mit Israel ging. Ein Antrag, auf die Beschaffung der Drohnen ganzlich zu
verzichten, wurde in der SiK mit 16 zu 7 Stimmen abgewiesen. Eine ebenfalls
eingegangene Petition "Nein zum Kauf von Drohnen aus lIsrael" forderte ebenfalls,
diesen Posten fallen zu lassen, da vermutet wurde, dass eine militérische
Zusammenarbeit mit Israel in Konflikt mit der Genfer Konvention stehe. Dieser Ansicht
stand ein Schreiben der Generalsekretarin des VBS gegenuber, in welchem der SiK
versichert wurde, dass der Bezug von Rustungsgltern eines israelischen Unternehmens
keinen Verstoss gegen die Genfer Konvention bedeute. Ebenfalls mit 16 zu 7 Stimmen
hatte die SiK in ihren Vorberatungen dem RP 15 zugestimmt. Die
Kommissionsminderheit, vertreten durch ihre Sprecherin Aline Trede (gp. BE), stellte
sich gegen das RP 15 als Ganzes. Es stehe keine Strategie dahinter, so die Einschatzung
der Sicherheitspolitiker aus SP und GPS. Trede verwies auch auf den zu jenem Zeitpunkt
noch offenen Ausgang der Weiterentwicklung der Armee und der dadurch scheinbar
unklaren  Stossrichtung der Neuerungen bezlglich der Ausgestaltung der
Armeeaufgaben. Daher sei es widersprichlich, noch "schnell, schnell"
RuUstungsgeschéafte zu tatigen. Weitere Grinde zur Ablehnung sah die Grine auch in
finanzpolitischer Hinsicht. In weiteren Voten wurden die Haltungen der Fraktionen
dargelegt, wobei alle Parteien ausser der SP und der GPS die Vorlage unterstitzen
wollten. Omniprésent war jedoch auch die gescheiterte Kampfjetbeschaffung, die
dadurch frei gewordenen Gelder, aber auch die von burgerlichen Abgeordneten
geausserte Erfordernis, nach wie vor eine Losung fur den ausstehenden Tiger-Teilersatz
finden zu mussen. In der Eintretensabstimmung unterlagen die Gegner mit 53 zu 123
Stimmen, Griine und SP stellten sich fast geschlossen gegen die Vorlage.

Die Detailberatung wurde durch drei Minderheitsantrage befeuert, die jeweils
Einsparungen vorschlugen, respektive den Verzicht auf einzelne Beschaffungen
verlangten. Eine Minderheit | (Allemann) (sp, BE) beantragte die Genehmigung des RP 15,
jedoch ohne die Aufklarungsdrohnen, eine Minderheit Il (van Singer) (gp, VD) wollte das
RP 15 um einen Drittel der Gelandewagen kurzen und so nur CHF 451 Mio. genehmigen
und eine Minderheit Ill (Voruz) (sp, VD) wollte den Umfang des RP 15 wegen des tiefen
Eurokurses anpassen und die Umrechnung der Gelandewagen-Beschaffung zu einem
Franken-Euro-Kurs von CHF 1.05 statt CHF 1.25 festlegen, womit das Gesamtvolumen
des RP 15 auf CHF 478 Mio. reduziert wurde. Es folgten abermals zahlreiche
Wortmeldungen, vorwiegend bezuglich der Drohnen, der Rolle des Staates Israel und
der Vereinbarkeit mit der Schweizer Neutralitat, jedoch auch, ob nicht ein Hersteller
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aus einem anderen Land den Auftrag erhalten konnte. Bundesrat Maurer verteidigte das
RP 15 standhaft und zusammen mit der burgerlichen Ratsmehrheit gelang es, sémtliche
Minderheitsantrége zu Uberstimmen. In der Gesamtabstimmung konnte dann die
Vorlage des Bundesrates mit 130 zu 55 Stimmen durchgebracht werden, die
Ausgabenbremse wurde mit 135 zu 46 Stimmen geldst; in sémtlichen Ausmarchungen
unterlag links-griin. ’

Infrastruktur und Lebensraum

Verkehr und Kommunikation
Verkehr und Kommunikation

Kurz nach der Abstimmung zur "Milchkuh-Initiative", die wie ein Damokles-Schwert
Uber dem Nationalstrassen- und Agglomerationsverkehrs-Fonds (NAF) gehangen hatte
und Uberraschend deutlich abgelehnt worden war, nahm der Nationalrat als Zweitrat
die Debatte Uber den NAF auf. Die KVF-NR beantragte dem Rat Eintreten auf die
Entwurfe 1, 3 und 4, aber Nichteintreten auf den Entwurf 2, dem Bundesgesetz zum
NAF. Der Nichteintretensantrag folgte automatisch aus der Ablehnung in der
Kommissionsabstimmung: Kommissionsmitglieder von rechts lehnten den Entwurf
wegen der enthaltenen Erhdhung des Mineraldlsteuerzuschlags ab  und
Kommissionsmitglieder von links stimmten wegen den zu hohen Kosten fir die
Bundeskasse gegen den Entwurf. Eine Minderheit Burkart (fdp, AG) verlangte Eintreten
auf Entwurf 2 und eine Minderheit Rytz (gp, BE) wollte die Vorlagen 1 bis 4 mit dem
Auftrag, vor der Beratung des NAF eine Gesamtschau der Verkehrsentwicklung bis 2040
unter Bertcksichtigung aller Verkehrstrager und -mittel vorzulegen, an den Bundesrat
zurlckweisen. Der Antrag Burkart wurde einstimmig angenommen, der Antrag Rytz mit
141 gegen 51 Stimmen (1 Enthaltung) abgelehnt. In der folgenden Debatte zum
Bundesbeschluss Uber die Schaffung des NAF wurden Antrége aus allen Richtungen
abgelehnt: Erfolglos verlangte Jirg Grossen (glp, BE) mit seinen Antrdgen zur
Besteuerung von Elektrofahrzeugen, dass die Abgabe sich an der Leistung orientiere
und dass eine bestimmte Marktdurchdringung durch die E-Mobilitat gegeben sein
musse, bevor die Abgabe in Kraft trete. Die Antrédge von Evi Allemann (sp, BE), welche
die Schonung der Bundeskasse beabsichtigten, wurden ebenso abgelehnt wie die
Antrage von Ulrich Giezendanner (svp, AG) oder Walter Wobmann (svp, SO). Die
Annahme der Mehrheitsantrage fihrte dazu, dass in der umstrittenen Frage der
Erhdhung des Mineraldlsteuerzuschlags die Erhéhung um 4 Rappen gemass Standerat
angenommen wurde, bei der Zweckbindung der MineralGlsteuerertrage aber eine
Differenz zum Sténderat geschaffen wurde: Hatte dieser eine Zweckbindung von
"maximal" 60% nach zwei Jahren beschlossen, so entschied der Nationalrat fir "fix"
60% sofort bei Inkrafttreten. Weiter beschloss die grosse Kammer, dass der
Strassenfonds bei grosseren Sparprogrammen des Bundes nicht angetastet wird. Der
Rat verwehrte dem Bundesrat zudem die Kompetenz zur Anpassung der Benzinsteuer
an die Teuerung. Dem Entwurf 1 wurde schliesslich mit 132 zu 62 Stimmen zugestimmt
und die weiteren Entwurfe wurden ebenfalls deutlich angenommen. Aussergewohnlich
war das Abstimmungsresultat zum Netzbeschluss (Entwurf 3): 150 Ja-Stimmen standen
43 Enthaltungen aus den Reihen von SP und Grlinen gegenuber.

Im Rahmen der Debatte zum NAF wurden zwei weitere Geschéafte behandelt: Zum Einen
die Motion der KVF-SR 16.3009, welche vom Bundesrat bis Ende 2017 eine Vorlage zur
Einflhrung einer E-Vignette verlangt, zum Anderen eine Motion der KVF-NR 16.3349,
welche ein Reporting Uber die Kosten fur Betrieb und Unterhalt der Netzbeschluss-
Strecken verlangt. Die Motion zur E-Vignette war schon im Marz im Standerat
angenommen worden und fand auch im Nationalrat eine Mehrheit, obschon
Beflrchtungen um eine Verletzung der Privatsphére gedussert wurden. Die Motion zum
Reporting Uber die Kosten der Netzbeschluss-Strecken war im Zusammenhang mit dem
NAF insofern wichtig, als zwischen den Kantonen und dem ASTRA Uneinigkeit Uber die
Kosten bestand und diese Kosten, sollte der Netzbeschluss im NAF integriert sein, auch
im Rahmen des NAF gedeckt werden sollten. Das ASTRA sah Kosten in der Héhe von
CHF 105 Mio. auf die Bundeskasse zu kommen, die Kantone gingen jedoch von Kosten
von nur CHF 35 Mio. aus. Mit dem Reporting sollten die effektiven Kosten bestimmt
werden. Im Nationalrat wurde die Motion angenommen. ®
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Post und Telekommunikation

Lors de la discussion par article de la LPO (loi sur la poste), le plénum a tout d’abord
refusé, par 107 voix contre 64, d'obliger les entreprises postales a conclure des
conventions collectives de travail avec leurs employés, ainsi que |'a proposé une
minorité Pedrina (ps, TI). Une proposition radicale visant a obliger La Poste a mettre ses
infrastructures a disposition de ses concurrents privés a également été rejetée, par 126
voix contre 41. Par 94 voix contre 61, les députés ont refusé de conditionner |'utilisation
des cases postales par les concurrents de La Poste au respect des dispositions de la
convention collective de cette derniére, ainsi que |'a demandé une minorité
Simoneschi-Cortesi (pdc, Tl). La CTT-CN a proposé d’attribuer la concession pour le
service universel par une procédure d’appel d'offres, comme cela se fait pour les
téléecommunications. Par 84 voix contre 82, le plénum a préféré s’en tenir a la solution
retenue par le Conseil fédéral et le Conseil des Etats, considérant que, a I'instar des
télécommunications, aucun concurrent de 'opérateur historique n’étant susceptible
de présenter une offre, une telle procédure serait inutile et colteuse. Par 87 voix
contre 85, la chambre basse a suivi sa commission, en introduisant une garantie
générale de la distribution @ domicile cing jours par semaine dans tous les lieux habités
a l'année, excluant ainsi les exceptions proposées par le Conseil fédéral. Toujours sur
proposition de sa commission, elle a décidé de garantir I"accessibilité des prestations
du service universel dans toutes les régions du pays a une « distance raisonnable ». Par
97 voix contre 74, les députés ont inscrit dans la loi le droit de participation des
communes en matiére de détermination du réseau de points d’accés aux services
postaux, selon une proposition Weber-Gobet (pcs, FR). A la suite du Conseil des Etats,
mais contre I'avis de la majorité de la CTT-CN, le Conseil national a approuvé, par 102
voix contre 69, la suppression de la limitation dans le temps de I'aide a la presse, selon
une proposition Allemann (ps, BE). Cette aide a d’ailleurs été revue a la hausse, qu’elle
soit destinée a la presse régionale et locale (de CHF 20 a 30 millions) ou a la presse
associative (de CHF 10 a 20 millions). Concernant la libéralisation, le plénum a suivi la
majorité de la CTT en décidant, par 102 voix contre 82, de biffer la suppression du
monopole de La Poste sur les lettres d’un poids égal ou inférieur a 50 grammes et de
charger le Conseil fédéral de présenter, dans un délai maximal de trois ans aprés
I'entrée en vigueur de la LPO, un rapport sur les conséquences de |'ouverture du
marché jusqu’a 50 grammes en Suisse et de la libéralisation compléte en Europe, ainsi
que des mesures pour le développement futur du marché postal. Au vote sur
'ensemble, les députés ont adopté la LPO, par 152 voix contre 26, ces dernieres
provenant presque exclusivement du groupe PLR.

Lors de I'examen de la LOP (loi sur I'organisation de La Poste) (09.050), le plénum a tout
d’abord rejeté des propositions socialistes visant & ce que La Poste conserve le statut
d’établissement autonome de droit public et que la Confédération en demeure l'unique
propriétaire. Une minorité rose-verte de la CTT-CN a en outre proposé de transformer
Postfinance en une véritable banque postale. Les députés ont rejeté cette proposition
par 101 voix contre 67. lls n‘ont pas non plus souhaité que La Poste conserve la
propriété de la totalité des actions de Postfinance SA, décidant au contraire, par 125
voix contre 61, d’ouvrir son capital tout en garantissant & La Poste une majorité de
sieges et de voix au conseil d’administration. La chambre basse a par ailleurs adopté
plusieurs modifications formelles proposées par la CTT-CN, ainsi qu’un amendement
précisant que les deux lois entreront en vigueur simultanément. Au vote sur I'ensemble,
la chambre basse a adopté la LOP, par 97 voix contre 83.

Parteien, Verbande und Interessengruppen
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Parteien
Linke und 6kologische Parteien

In der Verkehrspolitik wollten die Grinen ihre Position flir weniger Mobilitat
verteidigen. Bereits im Januar kiindigte Co-Prasidentin Regula Rytz an, ein Referendum
zu unterstitzen, sollte der Bau einer zweiten Gotthardrohre beschlossen werden. Das
bis anhin von den Grinen besetzte VCS-Prasidium wollte man ebenfalls nicht kampflos
der SP Uiberlassen: neben der letztlich gewahlten Evi Allemann (sp, BE) trat deshalb auch
Aline Trede (gp, BE) an. Mitte April brachten die Grinen zudem die Idee eines
Gelegenheits-Halbtax-Abonnements in die Diskussion um die Preise im &ffentlichen
Verkehr ein. Die ,Bahnkarte 25" soll fur CHF 50 im Jahr die Bahnreisen um 25%
verbilligen. Damit wurden Anreize fur Gelegenheitszugfahrer gesetzt, die vermehrt auf
die Strasse ausweichen wdirden, gab Regula Rytz, Co-Prasidentin der Grinen in einem
Interview zu Protokoll. Eine ahnliche Idee war in Deutschland mit einigem Erfolg im Jahr
2002 eingefuhrt worden. Schliesslich forderten die Delegierten im November in einer
Resolution, dass bis 2050 nur noch Autos auf Schweizer Strassen fahren durfen, die mit
grinem Strom fahren. Dies soll durch eine Erhdéhung der Auto-Importsteuer und der
Umwandlung von Parkplatzen in Standplatze mit Ladestationen erreicht werden.
Dartber hinaus musse moglichst rasch ein verursachergerechtes Mobility-Pricing
eingeflihrt werden. ?

1) NZZ,15.1.16; NZZ, TG, 29.3.16; AZ, 1.4.16; NZZ, SGT, 28.5.16; LZ, 10.6.16; Blick, 13.6.16; CdT, LMD, LT, LZ, NZZ, TA, TG, 14.6.16;
Baz, 15.6.16; So-Bli, 19.6.16; LT, Lib, NZZ, 28.6.16; TG, 21.7.16; TA, 22.7.16; NZZ, 26.7.16; SoZ, 7.8.16; BaZ, NZZ, 11.8.16; NZZ,
13.8.16; Blick, 16.8.16; NZZ, SGT, TG, 17.8.16; BLZ, BaZ, CdT, NZZ, 20.8.16; TA, 23.8.16; NZZ, 25.8.16; TA, TG, 26.8.16; SGT, TA,
27.8.16; BZ, SGT, 30.8.16; BLZ, Blick, NZZ, TG, 31.8.16; AVF, AZ, SN, 1.9.16; Blick, SZ, 2.9.16; Blick, SGT, TA, 3.9.16; SO, 4.9.16;
Exp, TG, 6.9.16; CdT, TA, 7.9.16; SGT, 8.9.16; Blick, 10.9.16; SO, So-Bli, SoZ, 11.9.16; BZ, CdT, TA, TG, 12.9.16; BZ, 13.9.16; BLZ, TA,
14.9.16; AZ, NZZ, SGT, TG, 15.9.16; NZZ, SGT, TA, 16.9.16; TG, 17.9.16; Lib, NZZ, 19.9.16; CdT, TG, 20.9.16; SGT, 21.9.16; NZZ, TG,
WW, 22.9.16; SO, 25.9.16

2) Vernehmlassungsbericht zum Bundesgesetz Uber das Gesichtsverhullungsverbot; LT, 3.7.18; AZ, Blick, Lib, 24.9.18; AZ, SGT,
TA, 25.9.18; BaZ, 26.9.18; LT, 27.9.18; TZ, 28.9.18; TG, 3.10.18; TZ, 6.10.18; AZ, 12.10., 13.10.18; CdT, TA, 19.10.18; SN, 23.10.18;
OWZ, 25.10.18; CdT, TG, 13.12.18; AZ, 3.1.19

3) LT, NZZ, 8.9.15; BazZ, NZZ, 9.9.15; WW, 10.9.15; So-Bli, 13.9.15; NZZ, 16.9.15; BaZ, 18.9.15; Blick, 19.9.15; BaZ, 21.9.15; SoZ,
4.10.15

4) BO CE, 2010, p. 950 ss.; BO CN, 2010, p. 1785 ss.

5) BBI, 2012, S. 9281 ff., 9331 ff., 9333 ff.; AB SR, 2013, S. 30 ff., 789 ff., 933; AB NR, 2013, S. 1289 ff., 1772; BBI, 2013, S. 7369
f.; AB NR, 2013, S. 1698; AB NR, 2013, S. 1411; Medienmitteilung VBS vom 1.2.13; BaZ, 18. und 19.1.13; NZZ, 18.1.13; 15.2.13; Presse
vom 6. Mérz; SOAG und Presse vom 10.4.13; BZ, 24.8.13; NLZ, 28.8.13; NZZ, 5.12.13 und NLZ, 28.12.13

6) Lit. Burgisser et al.; Lit. Longchamp et al.; NZZ, SGT, 15.1.14; LZ, NZZ, 12.2.14; Blick, SGT, 13.2.14; BZ, Blick, 19.2.14; Blick,
1.3.14; LZ, 14.3.14; Blick, NZZ, 15.3.14; Blick, 17.3.14; So-Bli, 23.3.14; NZZ, 24.3.14; Bund, LZ, 26.3.14; SoZ, 6.4.14; BZ, BaZ, 7.4.14;
LZ, 8.4.14; NZZ, 9.4.14; BaZ, 12.4.14; Blick, LZ, 19.4.14; SoZ, 20.4.14; LZ, 23.4.14; So-Bli, 27.4.14; BZ, 3.5.14; BaZ, 8.5.14; BZ,
13.5.14; BZ, BaZ, NZZ,19.5.14; BZ, 20.5.14; NZZ, 24.5.14; BaZ, LZ, 28.5.14; LZ, 30.5.14; NZZ, 6.6.14; BaZ, 7.6.14; Blick, 20.6.14;
NZZ, 25.6.14; AZ, TA, 24.7.14

7) AB NR, 2015, S. 1108 ff.; BBL, 2015, S. 1863 ff.; NZZ, TA, 12.2.15; BZ, NZZ,17.6.15

8) AB NR, 2016, S. 1067 ff.; AB NR, 2016, S. 1090 ff.; AZ, NZZ, TA, TG, 16.6.16

9)NZZ, 21.1.13; AZ, 22.4.13; So-Bli, 22.9.13; NZZS, 20.10.13; NZZ und TG, 11.11.13.
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